
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, 
Dr. Gottfried Curio, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/434 –

Erfassung von Gewaltdelikten mit Messern durch die Bundespolizei bis 
Ende 2021

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Auf Bundestagsdrucksache 20/140 antwortet die Bundesregierung zu Fra-
ge 11, dass die Bundespolizei zusätzlich zu den Erhebungen der Polizeilichen 
Kriminalstatistik statistische Daten zu Gewaltdelikten, die unter dem Einsatz 
von Messern verübt wurden, seit Juli 2018 im Rahmen der Polizeilichen Ein-
gangsstatistik der Bundespolizei (PES BPOL) erfasst. In diesem Kontext er-
folge auch die Erhebung der Staatsangehörigkeiten des oder der festgestellten 
Beschuldigten. Angaben zu deren Aufenthaltsstatus seien auf Grundlage der 
PES BPOL nicht möglich, so die Antwort der Bundesregierung.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Grundlage der Polizeilichen Eingangsstatistik der Bundespolizei (PES BPOL) 
sind diejenigen Daten, die im Rahmen der jeweiligen Kenntniserlangung des 
polizeilich relevanten Sachverhalts zu festgestellten Delikten und Personen er-
hoben werden und sich je nach Ermittlungsstand verändern können.
Im Gegensatz hierzu beinhaltet die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) als 
qualitätsgesicherte Ausgangsstatistik diejenigen Daten, welche bei Aktenabga-
be an die Staatsanwaltschaft weitergegeben werden.
In Abhängigkeit zur jeweiligen Fragestellung wurde die in der PES BPOL er-
hobene Anzahl der Personen oder die Anzahl der Delikte ausgewertet. In Teilen 
war es zur Beantwortung dieser Kleinen Anfrage erforderlich, dass Daten aus 
beiden Bereichen kombiniert betrachtet wurden, was zu einer Überzählung füh-
ren kann, da einzelne Delikte gemeinschaftlich von mehreren Beschuldigten 
begangen wurden.
Derzeit liegen die statistischen Daten der Bundespolizei auf der Grundlage der 
PES BPOL nur bis zum November 2021 vor.
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 1. Welche möglichen Aufschlüsselungsparameter liegen der Bundesregie-
rung seit Juli 2018 bis Ende 2021 (Stichtag: 31. Dezember 2021) grund-
sätzlich in Bezug auf Gewaltdelikte, die unter Einsatz von Messern be-
gangen worden sind, vor?

Für die Jahre 2018 bis 2021 ist eine Aufschlüsselung der in der PES BPOL vor-
gehaltenen statistischen Daten grundsätzlich nach den folgenden Parametern 
möglich:
– räumliche Aufschlüsselung der festgestellten Delikte analog den örtlichen 

Zuständigkeiten der Bundespolizeidienststellen und ob die Feststellung auf 
dem Gebiet der Bahnanlagen der Eisenbahnen des Bundes erfolgte,

– zeitliche Aufschlüsselung nach Monaten und Jahren, an denen die Feststel-
lung stattgefunden hat, und

– die Anzahl und Staatsangehörigkeit der festgestellten Tatverdächtigen.
Seit 2019 ist zusätzlich eine Differenzierung nach den nachfolgenden Parame-
tern möglich:
– zeitliche Aufschlüsselung nach Tagen,
– örtliche Aufschlüsselung bis auf die Gemeinden und Bahnhöfe und
– Differenzierung festgestellter Tatverdächtiger nach Alter und Geschlecht.

 2. Wie schlüsseln sich die in der Vorbemerkung der Fragesteller erfragten 
Gewaltdelikte (i. V. m. Messern) seit Juli 2018 bis Ende 2021 (Stichtag: 
31. Dezember 2021) jeweils nach deutschen und nichtdeutschen Tatver-
dächtigen auf (bitte nach Jahren bzw. Jahreszeiträumen und ggf. Phäno-
menbereichen aufschlüsseln, soweit möglich)?

Im Zeitraum Juli 2018 bis November 2021 hat die Bundespolizei nach der PES 
BPOL 1 780 Gewaltdelikte (Anzahl Delikte) unter Nutzung oder Mitführung 
eines Messers verzeichnet. Eine Aufschlüsselung nach Jahren und Monaten so-
wie der Unterscheidung nach deutschen, nichtdeutschen und Tatverdächtigen 
unbekannter Staatsangehörigkeit kann den nachfolgenden Übersichten entnom-
men werden. Infolge der Auswertung nach Staatsangehörigkeit kann es zu einer 
Überzählung der Delikte infolge gemeinschaftlich begangener Straftaten kom-
men.

Anzahl festgestellter Delikte (gesamt):

Monat Jahr
2018 2019 2020 2021

Januar 60 51 43
Februar 51 58 55
März 65 44 30
April 50 36 37
Mai 37 60 39
Juni 34 66 23
Juli 35 54 47 28
August 33 27 46 27
September 34 39 41 46
Oktober 36 76 62 35
November 28 48 49 35
Dezember 20 55 40
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Anzahl festgestellter Delikte unter Beteiligung eines/einer deutschen 
Tatverdächtigen:

Monat Jahr
2018 2019 2020 2021

Januar 28 14 31
Februar 21 22 29
März 24 17 12
April 16 21 28
Mai 16 17 14
Juni 12 30 10
Juli 10 20 17 16
August  9 11  9 16
September 20 16 13 21
Oktober 14 36 24 26
November  4 15 19 23
Dezember 12 29 22

Anzahl festgestellter Delikte unter Beteiligung eines/einer nichtdeutschen 
Tatverdächtigen:

Monat Jahr
2018 2019 2020 2021

Januar 23 24 12
Februar 16 13 22
März 22 17 17
April 19 11 9
Mai 9 29 25
Juni 11 17 13
Juli 18 15 19 12
August 15 5 15 7
September 12 7 17 25
Oktober 5 16 22 12
November 17 20 24 12
Dezember 2 14 11

Anzahl festgestellter Delikte unter Beteiligung von Tatverdächtigen mit 
unbekannter Staatsangehörigkeit:

Monat Jahr
2018 2019 2020 2021

Januar 16 15 0
Februar 16 22 4
März 19 13 1
April 16  4 0
Mai 12 14 1
Juni 12 21 1
Juli  7 19 13 0
August  9 12 23 4
September  2 17 14 0
Oktober 17 26 16 0
November  7 18 10 0
Dezember  6 17  8
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 3. Welche zehn Staatsangehörigkeiten waren unter den nichtdeutschen Tat-
verdächtigen (Frage 2) am häufigsten vertreten (bitte ebenfalls nach je-
weiligen Jahren bzw. Jahreszeiträumen aufschlüsseln, soweit möglich)?

Die erbetene Aufschlüsselung der zehn häufigsten nichtdeutschen Staatsange-
hörigkeiten (Anzahl Personen) nach Jahren kann der nachfolgenden Übersicht 
entnommen werden.

Jul–Dez 2018 2019 2020 Jan–Nov 2021
syrisch 9 syrisch 34 syrisch 21 syrisch 13
afghanisch 8 türkisch 15 polnisch 19 polnisch 12
rumänisch 6 afghanisch 12 rumänisch 19 türkisch 11
irakisch 3 polnisch 11 afghanisch 14 algerisch 10
polnisch 2 rumänisch 10 türkisch 14 afghanisch  8
somalisch 2 eritreisch  9 algerisch 11 somalisch  6
türkisch 2 italienisch  6 irakisch 10 rumänisch  4
albanisch 2 somalisch  6 italienisch  7 marokkanisch  3
lettisch 1 irakisch  6 iranisch  6 moldauisch  3
jamaikanisch 1 iranisch  5 marokkanisch  6 albanisch  2
bulgarisch 1 irakisch  2
gambisch 1 iranisch  2
russisch 1 kosovarisch  2
österreichisch 1 lettisch  2
spanisch 1 libysch  2
pakistanisch 1 serbisch  2
äthiopisch 1 tunesisch  2
niederländisch 1
libysch 1
kroatisch 1

 4. Konnten nach Kenntnis der Bundesregierung bei der Erfassung nicht-
deutscher Tatverdächtiger (Frage 2) auch Staatsangehörigkeiten nicht er-
mittelt werden, und wenn ja, wie viele (bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

Auf die Antwort zu Frage 2 wird verwiesen.

 5. Sofern die Staatsangehörigkeiten im Sinne von Frage 4 im Rahmen wei-
terer Ermittlungen geklärt werden konnten, wird dann auch die PES 
BPOL nachträglich korrigiert, und wenn ja, mit welcher zeitlichen Ver-
zögerung?

Nachträgliche Ermittlungsergebnisse finden keine Berücksichtigung bei der Er-
stellung der PES BPOL. Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundes-
regierung verwiesen.

 6. Nach welchen Altersgruppen schlüsseln sich jeweils die deutschen und 
nichtdeutschen Tatverdächtigen (Frage 2) auf (bitte nach Jahren bzw. 
Jahreszeiträumen aufschlüsseln, soweit möglich)?

Eine Erhebung des Alters des/der Beschuldigten (Anzahl Personen) erfolgt erst 
seit dem Jahr 2019. Eine Aufschlüsselung im Sinne der Fragestellung kann der 
nachfolgenden Übersicht entnommen werden.
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Festgestellte deutsche Staatsangehörige nach Altersgruppe:

Altersgruppe 2019 2020 Jan–Nov 2021
Erwachsene 156 155 88
Heranwachsende  31  33 25
Jugendliche  29  28 25
Kinder   5   0  3

Festgestellte nichtdeutsche Staatsangehörige nach Altersgruppe:

Altersgruppe 2019 2020 Jan–Nov 2021
Erwachsene 117 149 88
Heranwachsende  38  20  8
Jugendliche  15  22  7
Kinder   2   0  1

 7. Lassen sich die Gewaltdelikte unter dem Einsatz von Messern weiter 
nach einzelnen Straftatbeständen aufschlüsseln, und wenn ja, welche wa-
ren dabei am häufigsten vertreten (bitte nach Jahren bzw. Jahreszeiträu-
men aufschlüsseln, soweit möglich)?

Eine Aufschlüsselung der Daten nach den einschlägigen Straftatbeständen des 
Strafgesetzbuches (StGB) und dementsprechende Rückschlüsse auf die erfüll-
ten Straftatbestände sind erst ab dem Jahr 2019 möglich. Für Daten des Jahres 
2018 ist eine entsprechende Unterscheidung nicht möglich. Eine Aufschlüsse-
lung der fünf am häufigsten festgestellten Delikte (Anzahl Delikte) kann der 
nachfolgenden Übersicht entnommen werden.

2019 2020 Jan–Nov 2021
Delikt Anzahl

Delikte
Delikt Anzahl

Delikte
Delikt Anzahl

Delikte
§ 241 StGB 233 § 241 StGB 262 § 224 StGB 105
§ 224 StGB 165 § 224 StGB 143 § 223 StGB  78
§ 223 StGB  53 § 223 StGB  39 § 241 StGB  77
§ 113 StGB  35 § 113 StGB  38 § 113 StGB  60
§ 240 StGB  24 § 240 StGB  35 § 114 StGB  27

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung verwiesen.

 8. Welche fünf Staatsangehörigkeiten unter den nichtdeutschen Tatverdäch-
tigen konnten am häufigsten den jeweiligen Straftatbeständen in Frage 7 
zugeordnet werden (bitte nach Jahren bzw. Jahreszeiträumen aufschlüs-
seln, soweit möglich)?

Eine Aufschlüsselung im Sinne der Fragestellung ist in Anlage 1 enthalten.

 9. Welche häufigen Tatörtlichkeiten kann die Bundesregierung mit den er-
fassten Tatverdächtigen im Sinne der Vorbemerkung der Fragesteller 
(und Frage 2) bzw. mit dem Zeitpunkt der Tat in Verbindung setzen (bitte 
nach Anzahl der jeweiligen Tatörtlichkeit und Jahren aufschlüsseln, so-
weit möglich)?

Bis einschließlich 2018 wird bei diesbezüglichen Erhebungen dahingehend un-
terschieden, ob es sich um Feststellungen auf dem Gebiet der Eisenbahnen des 
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Bundes handelte und ob sich diese an einem Bahnhof oder in einem Zug ereig-
net haben. Seit dem Jahr 2019 ist eine weiterreichende Unterscheidung der je-
weiligen Orte nach deren Art mittels der PES BPOL möglich. Eine entspre-
chende Aufschlüsselung kann der nachfolgenden Übersicht entnommen wer-
den.

Ortsart Jul–Dez 
2018

2019 2020 Jan–Nov 
2021

Bahnhof 110 370 345 250
Adresse/Straße   0 117 141  84
Bahnstreckenpunkt 
(Zug)

 16  90 104  57

Unbekannt  60   1   1   0
Haltepunkt   8   5   3
Flughafen   7   0   4
S-Bahn-Haltestelle   3   0   0
See/Hafen/Wasserstraße   0   3   0
Grenzübergang   0   1   0

10. Zu welchen sicherheitsrelevanten Schlussfolgerungen gelangt die 
Bundesregierung im Rahmen einer Auswertung der seit Juli 2018 erfass-
ten Messerangriffe, und inwieweit spielt dabei Zuwanderung aus Dritt-
staaten eine Rolle?

Die PES BPOL ist ausschließlich auf die gesetzlich zugewiesenen Aufgaben 
der Bundespolizei beschränkt und ermöglicht daher keine belastbare Beurtei-
lung zur Verwendung von Messern bei Gewaltdelikten für das gesamte Bundes-
gebiet.
Um einen besseren Überblick zu erhalten, werden „Messerangriffe“ seit dem 
1. Januar 2020 bundesweit in der PKS als „Phänomen“ erfasst; eine Überprü-
fung der in der PKS erfassten Daten hat ergeben, dass für das Berichtsjahr 2020 
noch keine validen Daten vorliegen. Daher sind bislang keine belastbaren PKS-
Auswertungen im Sinne der Fragstellung möglich.

11. Welche Bewertungen durch die Bundespolizei liegen der Bundesregie-
rung zur Entwicklung der erfassten Fallzahlen im Sinne von Frage 2 und 
Frage 10 vor?

Über die Berichte zur Anzahl der Feststellungen hinaus liegt der Bundesregie-
rung keine Bewertung im Sinne der Fragestellung vor.

12. Wurden die Ergebnisse der Erfassung im Sinne der Vorbemerkung der 
Fragesteller auf der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senato-
ren der Länder (IMK) thematisiert, und wenn ja, wann, in welchem Zu-
sammenhang und mit welchen Ergebnissen?

Weder die Erfassung von statistischen Daten zu Gewaltdelikten in der PES 
BPOL, die unter dem Einsatz von Messern verübt wurden noch deren Ergebnis-
se wurden auf der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der 
Länder (IMK) thematisiert.
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13. In wie vielen Fällen, an welchen Orten und zu welchem Datum sowie 
aus welchem Anlass wurden von der Bundespolizei seit 2018 bis Dezem-
ber 2021 temporäre Waffenverbotszonen auf Grundlage von § 14 Ab-
satz 1 des Bundespolizeigesetzes (BPolG) verfügt, und wie viele und 
welche Waffen wurden bei diesen Anlässen jeweils bei Kontrollen gefun-
den (bitte so aufschlüsseln wie in der Antwort zu Frage 7 auf Bundes-
tagsdrucksache 19/3548)?

Die Bundespolizei kann zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben (§§ 1 bis 7 
des Bundespolizeigesetzes (BPolG)) auf der Grundlage des § 14 Absatz 1 
BPolG unter anderem Allgemeinverfügungen zum Mitführverbot von Waffen 
und anderen gefährlichen Gegenständen erlassen, um eine konkrete Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung im Bereich ihrer jeweiligen Aufgabe 
abzuwehren. Eine originäre Zuständigkeit für die Einrichtung von Waffenver-
botszonen im Sinne des § 42 Absatz 5 des Waffengesetzes (WaffG) obliegt der 
Bundespolizei indes nicht.
Die Bundespolizei hat seit 2018 anlassbezogen insgesamt 33 Allgemeinverfü-
gungen zum Mitführverbot von Waffen und gefährlichen Gegenständen an re-
gionalen, polizeilichen Brennpunkten in eigener Aufgabenzuständigkeit erlas-
sen. Grundlage für diese Allgemeinverfügungen in den in der Anlage 2 gelis-
teten räumlichen Bereichen ist eine durch eine Lageauswertung und -analyse 
erstellte Gefahrenprognose. Die jeweiligen Geltungszeiträume und -bereiche 
sowie Verstöße gegen diese Verfügungen können ebenfalls der Anlage 2 ent-
nommen werden.

14. Können die gefundenen Waffen im Sinne von Frage 13 wieder rückwir-
kend Personen und ihren Staatsangehörigkeiten zugeordnet werden, und 
wenn ja, welche Staatsangehörigkeiten waren dabei wie oft im Hinblick 
auf welche aufgefundenen Waffen in welchem Jahr vertreten?

Daten im Sinne der Fragestellung werden von der Bundesregierung nicht vor-
gehalten.
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